
In der Senatssitzung am 18. Februar 2025 beschlossene Fassung 

Senatskanzlei 6. Februar 2025 

 
 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 18.02.2025 
 

Entwurf eines Staatsvertrags zur Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 

A. Problem 
 
Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder haben im Rahmen der Konferenz 
der Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder am 12. Dezember 2024 den Ent-
wurf eines Staatsvertrags zur Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks (Reformstaatsver-
trag) beschlossen. Es ist beabsichtigt, den Staatsvertrag im Rahmen der Konferenz der Re-
gierungschefinnen und Regierungschefs der Länder am 12. März 2025 zu unterzeichnen. Die 
Gesetzesbegründung wird derzeit noch erstellt und zur Unterschrift des Reformstaatsvertra-
ges vorliegen. 
Eine erfolgreiche und zukunftsfähige Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und eine 
gesicherte Finanzierung sind untrennbar miteinander verbunden, um die Unabhängigkeit, 
Qualität und Innovation des Systems zu sichern. Eine gemeinsame Unterzeichnung sowohl 
des Rundfunkfinanzierungsänderungsstaatsvertrags als auch des Staatsvertrags zur Reform 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks stellt sicher, dass sowohl die Länder als auch die Anstal-
ten die finanziellen und strukturellen Veränderungen gleichermaßen akzeptieren und mittra-
gen.  
 
Der Präsident des Senats ist nach § 1 Abs. 2 Nr. 7 der Geschäftsordnung des Senats zur 
Unterzeichnung des Staatsvertrags zu ermächtigen. Die Bremische Bürgerschaft (Landtag) ist 
entsprechend zu unterrichten.  
 
 
B. Lösung 
 
Der Senat bittet die Bremische Bürgerschaft (Landtag) um Kenntnisnahme des Reformstaats-
vertrags und ermächtigt den Präsidenten des Senats, diesen zu unterzeichnen.  
 
Der Reformstaatsvertrag beinhaltet eine grundlegende Reform des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks, mit der ARD, ZDF und Deutschlandradio digitaler, schlanker und moderner aufge-
stellt werden. Im Einzelnen sind folgende Änderungen vorgesehen: 
 
In dem neuen § 26 Abs. 3 MStV-E werden nunmehr zielgruppengerechte interaktive Kommu-
nikation sowie verstetigte Möglichkeiten der Partizipation in den Angeboten als Teil des Auf-
trages definiert. Die Bildungsangebote müssen zukünftig leicht nutz- und auffindbar sein, wo-
bei zusätzlich auch Partnerschaften mit Bildungseinrichtungen angestrebt werden (§ 26 Abs. 
4 MStV-E). In Bezug auf die Sportberichterstattung wird der Auftrag dahingehend ergänzt, 
dass gemäß § 26 Abs. 5 MStV-E die Breite des Sports abgebildet und eine gemeinsame 
Sportstrategie entwickelt werden soll. Zudem ist eine Innovationsverpflichtung zur Weiterent-
wicklung der Angebote vorgesehenen. 
 



Neu ist die Einrichtung eines Medienrates in § 26b MStV-E, der aus sechs Sachverständigen 
besteht, die im Rahmen eines Auftragsberichtes alle 2 Jahre insbesondere nach den Kriterien 
gemäß § 26a Abs. 4 MStV-E überprüfen, ob der Auftrag von den öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten insgesamt erfüllt wird. Mitglieder des Medienrates sind unabhängige Sachver-
ständige, von denen vier von den Gremien und zwei von der MPK benannt werden. Die Un-
terstützung durch externe Gutachten ist möglich. 
 
Die Vorschrift zu den Telemedienangeboten der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten wird 
ergänzt um detailliertere Regelungen zu den Angeboten von eigenen Portalen durch die öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten. Aufgabe der gemeinsamen Plattformstrategie soll es 
zukünftig sein, dass die Angebote – wobei auch die einzelnen Portale einbezogen werden – 
besser aufeinander abgestimmt werden (§ 30 Abs. 1 MStV-E). Es besteht zudem eine Begrün-
dungsnotwendigkeit für verschiedene Portale in den jeweiligen Telemedienkonzepten (§ 30 
Abs. 1a MStV-E). Zudem muss zukünftig die gegenseitige Auffindbarkeit von Angeboten zwi-
schen ARD und ZDF sichergestellt werden (§ 30 Abs. 4 MStV-E). 
 
§ 30e Abs. 1 MStV-E enthält eine Pflicht für die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio, in allen Bereichen zusammenzuarbei-
ten, wobei die journalistische und redaktionelle Eigenständigkeit gewahrt bleiben muss. Aus-
nahmen von dieser Pflicht zur Zusammenarbeit bestehen „im Einzelfall“ gemäß § 30e Abs. 2 
MStV-E nicht, wenn die Auftragserfüllung der einzelnen Anstalten gefährdet, die publizistische 
Konkurrenz erheblich beeinträchtigt würde oder keine langfristige Kosteneffizienz zu erwarten 
ist. In welchen Bereichen eine Zusammenarbeit erfolgt und wie zusammengearbeitet werden 
solle, ist zumindest alle zwei Jahre zu überprüfen (§ 30e Abs. 2 Satz 2 MStV-E). In den Jah-
resabschlüssen sind die finanziellen Auswirkungen der Zusammenarbeit zu bewerten (§ 30e 
Abs. 3 MStV-E). 
 
Zentrales Element der Zusammenarbeit im Bereich der Telemedien ist die Schaffung eines 
gemeinsamen Plattformsystems. Es ist als rechtlich selbständige Tochtergesellschaft auszu-
gestalten (§ 30g Abs. 1 MStV-E am Ende). Das gemeinsame technische Plattformsystem soll 
auch datensichere und datensparsame Personalisierungsmöglichkeiten und Empfehlungssys-
teme enthalten (§ 30g Abs. 2 MStV-E) und soll auch für andere öffentlich-rechtliche Rundfunk-
anstalten Europas offen sein (§ 30g Abs. 3 MStV-E). Mehrere eigene Portale der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten bleiben möglich, die Notwendigkeit muss in Zukunft aber be-
gründet werden. 
 
In Bezug auf die Telemedien der ARD und „Das Erste“ sieht § 1 Abs. 3 ARD-StV zukünftig 
eine Betonung des regionalen Auftrages vor, wobei es sich um eine Soll-Vorschrift handelt. 
Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten arbeiten zukünftig nach 
§ 2 ARD-StV bei den gemeinsamen Angeboten zusammen und erarbeiten hierfür Grundsätze 
der programmstrategischen Entwicklung. 
 
Der Staatsvertrag sieht ferner die Reduktion der Hörfunkprogramme auf 4 Programme je 
Rundfunkanstalt vor (§ 29 MStV-E) vor. Darüber hinaus kann das jeweilige Landesrecht zu-
sätzlich ein Hörfunkprogramm pro vollen sechs Millionen Einwohnern im Sendegebiet veran-
stalten. 
 



Der öffentlich-rechtliche Online-Auftrag wird durch stärkere Vernetzung der Angebote und Por-
tale von ARD, ZDF und Deutschlandradio zu einem gemeinsamen „Public Open Space“ wei-
terentwickelt. Das Verbot der Presseähnlichkeit wird durch die Betonung der Rolle des Sen-
dungsbezugs geschärft. 
 
Außertarifliche Vergütungen (§ 31h MStV-E), einschließlich Versorgungsleistungen, Neben-
leistungen und Leistungen, die im Fall einer regulären oder vorzeitigen Beendigung der Tätig-
keit zugesagt werden haben sich an den Bezügen im öffentlichen Sektor einschließlich ver-
gleichbarer öffentlicher Unternehmen zu orientieren. Weiterhin ist die Zahl der außertariflichen 
Verträge auf das unbedingt erforderliche Maß zu beschränken. 
 
Die Bedeutung der Einhaltung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit wird mit 
dem Reformstaatsvertrag besonders betont. In § 35 Abs. 1 MStV-E werden die Grundsätze 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (vgl. § 7 LHO) für die Aufstellung der Haushaltspläne 
und deren Ausführung den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten verbindlich vorgegeben. 
Für alle finanzwirksamen Maßnahmen werden überdies verbindliche Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen in § 35 Abs. 2 MStV-E vorgegeben. Die für den Erwerb von Sportrechten aufge-
wendeten Mittel dürfen ferner nach § 35 Abs. 5 MStV-E ein angemessenes Verhältnis zum 
Gesamtprogrammaufwand nicht überschreiten. 
 
Die Transparenzvorschriften, die für die Gehälter sowie Gehaltsbestandteile des Intendanten 
und der Direktoren im Rahmen des 4. MÄStV eingeführt worden sind, werden auf die Ge-
schäftsführer der Beteiligungsunternehmen ausgeweitet (§ 41 Abs. 6 MStV-E). Zudem wird 
eine verbindliche regelmäßige Überprüfung der Wirtschaftlichkeit von Beteiligungen vorge-
schrieben, die in einen Bericht gegenüber den Gremien mündet (§ 41 Abs. 2 MStV-E). 
  
Die DNA der ARD als „föderal organisierter Medienverbund“ wird zukünftig betont und prägt 
sowohl die Zusammenarbeit als auch den Auftrag bezüglich der gemeinsamen Angebote. 
Hierfür werden Anpassungen am ARD-Staatsvertrag vorgenommen. Anstelle einer Organisa-
tionsstruktur wird in der ARD für die gemeinsamen Aufgaben mit dem Federführungsprinzip 
nun ein grundlegendes Organisationsprinzip eingeführt, welches die Selbstorganisation der 
ARD stärkt, ohne an Verbindlichkeit zu verlieren. Indem die Übernahme einer Federführung 
mit einer Vereinbarung über die Modalitäten der gemeinsamen Finanzierung und Lastenver-
teilung verknüpft wird, werden die Bedingungen für Radio Bremen verbessert, Federführungen 
zu übernehmen (§ 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARD-StV-Entwurf). Auch die Abschaffung von Mehr-
fachstrukturen ist zentrales Reformziel. Daher sind zur Umsetzung des Federführerprinzips 
verbindliche Vereinbarungen zwischen den Rundfunkanstalten vorgesehen. Zudem werden 
die Rollen und Aufgaben des ARD-Vorsitzes, des Programmdirektors und der Gremienvertre-
terkonferenz geschärft und konkretisiert. Dem ARD-Vorsitz kommt eine zentrale Rolle bei der 
Koordinierung der Zusammenarbeit zu. Anders als noch der Geschäftsführer nimmt er die 
operativen Aufgaben nicht selbst wahr, er soll aber im Sinne der gemeinsamen ARD-Ziele auf 
die Federführer einwirken und den Blick „fürs Ganze“ beisteuern. 
 
Um die Investitionen in Maßnahmen zu ermöglichen, die Wirtschaftlichkeitsreserven heben, 
sieht § 12a Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag (RFinStV-Entwurf) zudem vor, dass die KEF 
zukünftig auf Antrag einzelner oder mehrerer Rundfunkanstalten Bedarfe für einzelne Wirt-
schaftlichkeits- oder Sparsamkeitsprojekte ausweisen darf. Gerade für kleine Anstalten, wie 
Radio Bremen, die entsprechenden Projekte wegen der damit verbundenen hohen Anschub-



finanzierung nicht realisieren können, bieten sich hier gegebenenfalls neue Möglichkeiten, in-
novative Ideen umzusetzen. Schließlich wird eine wirtschaftliche Ressourcenverteilung auch 
durch den neuen § 12 Abs. 3 RFinStV-Entwurf eingefordert, nach dem Ungleichgewichte zwi-
schen den ARD-Anstalten im Rahmen einer Gesamtbetrachtung zwischen den Anstalten aus-
geglichen werden sollen. Die allgemein gehaltene Formulierung umfasst auch ungleiche Ei-
genmittelverteilung; die Regelung zieht damit auch Konsequenzen aus dem Sonderbericht des 
Rechnungshofs der Freien Hansestadt Bremen vom 22. November 2023, der insbesondere 
auf die wirtschaftlichen Gefahren hingewiesen hat, die sich aus einer ungleichen Verteilung 
der Eigenmittel zwischen den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten ergeben können. 
 
Schließlich wird mit dem Reformstaatsvertrag die isolierte Kündigungsmöglichkeit des Rund-
funkfinanzausgleichs, wie sie bislang in § 116 Abs. 4 MStV vorgesehen war, gestrichen. Dies 
sichert die Existenz von Radio Bremen langfristig und verbessert seine Verhandlungsposition 
strukturell. 
 
Am 2. Oktober 2024 erstattete die KEF der Rundfunkkommission zudem ein "KEF-Sonderbe-
richt zu finanziellen Auswirkungen möglicher Ansätze zur Reform des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks ". 
 
 
C. Alternativen 
 
Es werden keine Alternativen vorgeschlagen. 
 
 
D.  Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen   
 
Der Reformstaatsvertrag führt weder zu finanziellen Auswirkungen für den Haushalt des Lan-
des Bremen noch sind Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und Männern zu er-
warten. 
 
 
E. Beteiligung / Abstimmung 
 
Die Senatskanzlei hat dem Ausschuss für Wissenschaft, Medien, Datenschutz, Informations-
freiheit und Digitalisierung am 30. Oktober 2024 über den Reformstaatsvertrag berichtet. 
 
 
F. Öffentlichkeitsarbeit 
 
Zur Öffentlichkeitsarbeit geeignet. 
Die beigefügte Mitteilung des Senats an die Bremische Bürgerschaft (Landtag) ist im zentralen 
elektronischen Informationsregister zu veröffentlichen. 
 
 
G. Beschluss 
 

1. Der Senat nimmt entsprechend der Vorlage der Senatskanzlei von dem Entwurf des 
Staatsvertrags zur Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks Kenntnis. 



2. Der Senat ermächtigt den Präsidenten des Senats, den Staatsvertrags zur Reform des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu unterzeichnen. 

3. Der Senat beschließt entsprechend der Vorlage der Senatskanzlei die beigefügte Mit-
teilung des Senats an die Bremische Bürgerschaft (Landtag) und deren Weiterleitung 
an die Bremische Bürgerschaft (Landtag) unter Hinweis auf die geplante Staatsver-
tragsunterzeichnung auf der Konferenz der Regierungschefinnen und Regierungs-
chefs der Länder am 12. März 2025 mit der Bitte um Kenntnisnahme. 



 

 

Mitteilung des Senats 
an die Bremische Bürgerschaft (Landtag) 
vom 18. Februar 2025 

Entwurf eines Staatsvertrags zur Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 

Der Senat überreicht der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) den Entwurf eines Staatsver-
trags zur Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks (Reformstaatsvertrag) mit der Bitte um 
Kenntnisnahme. Es ist beabsichtigt, den Staatsvertrag im Rahmen der Konferenz der Regie-
rungschefinnen und Regierungschefs der Länder am 12. März 2025 zu unterzeichnen. Die 
Gesetzesbegründung wird derzeit noch erstellt und zur Unterschrift des Reformstaatsver-
trags vorliegen. 
 
Der Reformstaatsvertrag beinhaltet eine grundlegende Reform des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks, mit der ARD, ZDF und Deutschlandradio digitaler, schlanker und moderner auf-
gestellt werden. 
 
Bei der Sportberichterstattung wird der Auftrag dahingehend ergänzt, dass die Breite des 
Sports abgebildet und eine gemeinsame Sportstrategie entwickelt werden soll. Zudem ist 
eine Innovationsverpflichtung zur Weiterentwicklung der Angebote vorgesehenen.  
 
Die Vorschrift zu den Telemedienangeboten der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
wird ergänzt um detailliertere Regelungen zu den Angeboten von eigenen Portalen durch die 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten. Aufgabe der gemeinsamen Plattformstrategie soll 
es zukünftig sein, dass die Angebote – wobei auch die einzelnen Portale einbezogen werden 
– besser aufeinander abgestimmt werden.  
 
Die Pflicht zur Zusammenarbeit in allen Bereichen für die in der ARD zusammengeschlosse-
nen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio, wobei die journalistische 
und redaktionelle Eigenständigkeit gewahrt bleiben muss, wird eingeführt. Zentrales Element 
der Zusammenarbeit im Bereich der Telemedien ist die Schaffung eines gemeinsamen Platt-
formsystems. Der Staatsvertrag sieht ferner die Reduktion der Hörfunkprogramme auf 4 
Programme je Rundfunkanstalt vor. Darüber hinaus kann das jeweilige Landesrecht zusätz-
lich ein Hörfunkprogramm pro vollen sechs Millionen Einwohnern im Sendegebiet veranstal-
ten. Der öffentlich-rechtliche Online-Auftrag wird durch stärkere Vernetzung der Angebote 
und Portale von ARD, ZDF und Deutschlandradio zu einem gemeinsamen „Public Open 
Space“ weiterentwickelt. Das Verbot der Presseähnlichkeit wird durch die Betonung der Rol-
le des Sendungsbezugs geschärft. 
Außertarifliche Vergütungen, einschließlich Versorgungsleistungen, Nebenleistungen und 
Leistungen, die im Fall einer regulären oder vorzeitigen Beendigung der Tätigkeit zugesagt 
werden haben sich an den Bezügen im öffentlichen Sektor einschließlich vergleichbarer öf-
fentlicher Unternehmen zu orientieren. Die Bedeutung der Einhaltung der Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit wird mit dem Reformstaatsvertrag besonders betont so-
wie die Transparenzvorschriften, die für die Gehälter sowie Gehaltsbestandteile des Inten-
danten und der Direktoren im Rahmen des 4. MÄStV eingeführt worden sind, werden auf die 
Geschäftsführer der Beteiligungsunternehmen ausgeweitet. 
  
Die DNA der ARD als „föderal organisierter Medienverbund“ wird zukünftig betont und prägt 
sowohl die Zusammenarbeit als auch den Auftrag bezüglich der gemeinsamen Angebote.  
 
Schließlich wird mit dem Reformstaatsvertrag die isolierte Kündigungsmöglichkeit des Rund-
funkfinanzausgleichs, wie sie bislang in § 116 Abs. 4 MStV vorgesehen war, gestrichen. Dies 
sichert die Existenz von Radio Bremen langfristig und verbessert seine Verhandlungsposition 
strukturell. 
 



 

 

Eine erfolgreiche und zukunftsfähige Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und eine 
gesicherte Finanzierung sind untrennbar miteinander verbunden, um die Unabhängigkeit, 
Qualität und Innovation des Systems zu sichern. Eine gemeinsame Unterzeichnung sowohl 
des Reformstaatsvertrags als auch des Staatsvertrags zur Reform des Verfahrens zur Fest-
setzung des Rundfunkbeitrags stellt sicher, dass sowohl die Länder als auch die Anstalten 
die finanziellen und strukturellen Veränderungen gleichermaßen akzeptieren und mittragen.  
 
Es wird um eine Befassung in der Februar-Sitzung gebeten, da der Staatsvertrag am 
12.  März 2025 unterzeichnet werden soll. 

Beschlussempfehlung: 
Die Bremische Bürgerschaft (Landtag) nimmt den Entwurf eines Staatsvertrags zur Reform 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zur Kenntnis. 
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